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Eingliederungsakrobatik genügt nicht

Manche Aufgaben der Landeswohlfahrtsverbände könnten im Landratsamt teurer werden

Landesregierung soll bei der Eingliederungshilfe auf die Kostenbremse treten

Stuttgart. Die Aufgaben der beiden Landeswohlfahrtsverbände (LWV) werden, wenn sie auf 44 Stadt- und Landkreise verteilt sind, insgesamt nicht wirtschaftlicher erledigt. Im Gegenteil: Teilweise werden die Verwaltungskosten deutlich steigen. „Eingliederungsakrobatik allein genügt nicht,“ kristisierte Gemeindetagspräsident Otwin Brucker. „Wenn nicht belegt ist, welche Aufgaben im Landratsamt wirtschaftlicher erledigt werden können, zahlen am Ende die Gemeinden über die Kreisumlage die Zeche.“ Brucker erinnerte an die Zusage von Ministerpräsident Teufel, die Verwaltungsreform werde die Kreisumlagen mit keinem Cent belasten.

Gemeindetag gegen Delegation um jeden Preis

Kein Zweifel bestehe beim Gemeindetag, dass manche Aufgaben der LWV bei den Kreisen schneller, bürgernäher und pragmatischer erledigt werden können. Der Gemeindetag habe darauf mehrfach hingewiesen. Ein Teil der Aufgaben erfordere aber sehr spezielle Fachkenntnisse, die bisher bei den LWV gebündelt sind und nur mit großem Aufwand in den 44 Stadt- und Landkreisen vorgehalten werden könnten. „Eine Delegation um jeden Preis wollen wir im Interesse der Städte und Gemeinden keinesfalls unterstützen,“ sagte Brucker.

Die vom Gemeindetag vorgeschlagene Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, mit der geklärt werden sollte, was zur Delegation geeignet ist, wurde vom Lenkungsausschuss Verwaltungsreform abgelehnt. Dabei bestätigt ein Kienbaum-Gutachten, mit dem 1999 in Nordrhein-Westfalen ähnliche Fragen untersucht wurden, dass es nicht ratsam ist, die Eingliederungshilfe für Behinderte den örtlichen Sozialämtern zu übertragen.

Bei der Eingliederungshilfe auf die Kostenbremse treten

„Zur Entlastung der Kommunen von den ständig dramatisch steigenden Kosten der Eingliederungshilfe bringt die Verwaltungsreform überhaupt nichts,“ bemängelte Brucker. „Die Hilfen für Behinderte sind eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Sie wird in Baden-Württemberg allein den Städten und Gemeinden auferlegt, die mit den enormen Kostensteigerungen total überfordert sind.“ Es sei bedauerlich, dass die Landesregierung dieses Problem seit Jahren auf die lange Bank schiebe. Andere Länder, zum Beispiel Niedersachsen, seien da weiter. „Das Land muss wenigstens den Kostenanstieg übernehmen. Dann wächst auch seine Bereitschaft, im Bundesrat auf die Kostenbremse zu treten,“ verlangte Brucker.

‚Eingliederungsmodell’ mit Risiken verbunden

Es gebe wichtige Gründe, die Hilfen für erwachsene Behinderte bei einem überörtlichen Träger zu lassen. Hier seien von einer Zersplitterung der Zuständigkeiten Kostensteigerungen zu erwarten. Die ungeprüfte Festlegung auf das von der Landesregierung favorisierte ‚Eingliederungsmodell’ sei mit erheblichen Risiken verbunden.

Sinnvoll sei nach Untersuchungen des Gemeindetags die örtliche Bearbeitung der Versorgung Behinderter mit Hilfsmitteln und integrativer Hilfen für Behinderte in Kindergärten und Schulen. Die Stadt- und Landkreise könnten hier bürgernäher entscheiden, ambulante Hilfen ausbauen und Kosten für stationäre Hilfen einsparen.

Die im Zuge der Verwaltungsreform geplante Eingliederung der beiden LWV in die 44 Stadt- und Landkreise betreffen rund 850 LVW-Mitarbeiter. Allein die Eingliederungshilfe, eine der Hauptaufgaben der LWV, beläuft sich auf über 1 Milliarde Euro (Baden 470 Millionen Euro, Württemberg-Hohenzollern 640 Millionen Euro).
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